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1   Editorial

Die europäische Schuldenkrise war 
wohl auch im Jahr 2014 das zentrale 
Thema der wirtschaftspolitischen De-
batten. Die Wahrnehmung der Politik 
Griechenlands und anderer hochver-
schuldeter Staaten, aber auch der 
geldpolitischen Entscheidungen der 
Europäischen Zentralbank ist in der 
!"#$%&'"()*+)"($,-&'."-$) '/&') "0/1
tionalisiert. Dagegen bleibt, wenn es 
um den Weg in die Krise geht, ausge-
blendet, welche Rolle die Exportori-
entierung und die gebremste Inlands-
nachfrage Deutschlands spielten und 
wie sehr sich die wirtschaftlichen und 
politischen Entscheidungsträger in 
Europa gemeinsam für einen – auch 
%&'#,!"(2)(3(4-"5$"() 6) 73&'%$#0%1
prozess begeisterten, mit dem die 
Südeuropäer an den Lebensstandard 
in Mittel- und Nordeuropa anschlie-
ßen sollten. Viel wirtschaftspoliti-
schen – und wirtschaftsethischen – 

8-%.#%%-/(%%$/+)) 9/$"() :;<=) 39"5)
auch das Freihandelsabkommen
der EU mit den USA und  Thomas 
Pikettys Buch „Das Kapital im 
21. Jahrhundert“.
Von den fünf „Themen eines Jahres“, 
die Einblick in die NBI-Werkstatt des 
Jahres 2014 bieten sollen, sind in der 
vorliegenden Broschüre drei diesen 
Themen gewidmet, die in den wirt-
schaftspolitischen Diskussionen des 
Jahres 2014 dominierten. In den bei-
den anderen „Werkstücken“ geht es 
um das Verhältnis von Erwerbsarbeit 
und Sorgearbeit, in dem wir eines der 
wichtigsten Zukunftsthemen westeu-
ropäischer Gesellschaften sehen.
Wie die vorangehenden Jahresbe-
richte so wird auch die vorliegende 
Broschüre durch Beiträge zu unse-
ren Kooperationen, Tagungen, Pub-
likationen und Forschungsprojekten 
komplettiert.

Eine anregende Lektüre des 
Jahresberichtes wünscht Ihnen 

das Team des Nell-Breuning-Instituts 
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2 Das Institut

Der „Personenstand“ des Instituts war 
im Jahr 2014 vor allem von Kontinuität 
geprägt. Aber es gab auch einen wich-
tigen Wechsel.
Esther Assenmacher, Lukas Best, 
Erzsébet-Noémi Noje-Knollmann, Les-
lie Seymor und Rolf Wortelboer blie-
ben 2014 dem Institut als erfahrene 
studentische bzw. wissenschaftliche 
Hilfskräfte erhalten. Im Sommersemes-
ter, in dem gleich mehrere Tagungen 
zu organisieren waren, wurden sie von 
Marita Wagner und Nils Bohnen unter-
stützt. Unverändert am Ball blieben der 
„Emeritus“, Friedhelm Hengsbach SJ, 
und der aktuelle Institutsleiter, Bern-
hard Emunds.
Bei den Wissenschaftlichen Mitarbei-
terInnen führte Isabell Merkle ihr Ende 
2013 begonnenes Forschungsprojekt 
zu „Domestic Workers“ fort. Abge-

schlossen hat sie es zum Jahreswech-
sel 2014/15. Prisca Patenge, die sich 
zuvor als Wissenschaftliche Hilfskraft 
im Institut engagiert hatte, übernahm 
im Herbst ein kleineres Forschungs-
projekt zum Aktiven Aktionärstum 
ethikbezogener Investoren und dann 
im Dezember ein weiteres Projekt zu 
den ethischen Fragen des kirchlichen 
Investments in Gewerbeimmobilien. 
Im Sommer verließ Lena Haarmann, 
die 2013 im NBI begonnen hatte, leider 
schon unser Team – mit Blick auf eine 
9"5#>)-&'") ?"5%@".$-A") 3#B"5'3,9) !"%)
akademischen Betriebs. Ihre Aufgaben 
in der Geschäftsführung des Instituts 
übernahm zum 1. Oktober Michael 
7/,+)C) !"5) 4#A/5) 9"-0) D35-$3%A"593(!)
der Diözese Rottenburg-Stuttgart als 
Diözesanreferent für Armut und Exis-
tenzsicherung gearbeitet hatte.
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3  Themen eines Jahres

Das Freihandels-
abkommen mit 
Namen Transat-
lantic Trade and 
Investment Part-
nership (TTIP) 
wird seit Juli 2013 
zwischen der Eu-
ropäischen Union 

und den USA verhandelt. Da die kon-
kreten Vertragsinhalte im Geheimen 
verhandelt werden, kann von der 
K"%",,%&'3L$) .3#0) E-(>)#%%) !353#L)
genommen werden. Es ist zu be-
fürchten, dass ein Freihandelsab-
kommen wie TTIP verheerende Aus-
wirkungen auf die Qualität der Arbeit 
und den Arbeitsmarkt hat.
Europa und die USA sind hinsicht-
lich der Arbeitsrechte sehr unter-
schiedlich. Die meisten europäischen 
Staaten, insbesondere Deutschland, 
zeichnen sich aufgrund ihrer Tradition 
dadurch aus, dass sie durch Markt-
regulierungen seitens des Staates ei-
nen mehr oder weniger gelingenden 

Ausgleich von Angebot und Nachfra-
I") %&'3+)"()G/,,"(J) 8-")MNO) 4"-&'1
nen sich dagegen dadurch aus, dass 
sie es dem Markt weitgehend ohne 
%$33$,-&'") E-(I5-+)") P9"5,3%%"(C) %-&')
durch Angebot und Nachfrage selbst 
zu regulieren. Dass die USA von den 
Kernarbeitsnormen der Internatio-
nal Labour Organization (ILO) bisher 
nur das Verbot der Zwangs- und der 
Q-(!"5359"-$) 53$-2)4-"5$) '39"(C) -%$) "-()
Indiz für eine stark vom Laissez-Faire 
geprägte Marktordnung, in der der 
Markt als Warentausch zwischen 
L5"-"()N#9R".$"()!"2)(-"5$)G-5!J)E%)-%$)
naheliegend zu befürchten, dass der 
Erhalt der zum Teil stark ausgebau-
ten Systeme der sozialen Sicherung 
und der Daseinsvorsorge in Europa 
bei einem Freihandelsabkommen 
mit den USA zur Diskussion stehen 
und ein wettbewerbsgeleiteter so ge-
nannter race to the bottom-Prozess 
die Sozialstandards auf den kleinsten 
gemeinsamen Nenner herunterdrü-
cken könnte.

3.1 Qualität der Arbeit und Handelsabkommen
 – Anmerkungen aus Anlass der TTIP-Verhandlungen

 MICHAEL WOLFF
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Mehr Wohlstand für breite Schichten 
ist der Antrieb für dieses Freihandels-
projekt, bei dem es um ein giganti-
sches Volumen von etwa 15 Prozent 
des Welthandels geht. Die EU ver-
spricht sich von dem Abkommen 
die Entstehung vieler Arbeitsplätze, 
Entlastungen für Unternehmen und 
ein stärkeres Wirtschaftswachs-
tum von 0,48 Prozent innerhalb von 
zehn Jahren. Des Weiteren sollen die 
Löhne um 0,5 Prozent steigen. Das 
besagt zum Beispiel die Studie des 
britischen Centre for Economic Poli-
cy Research. Andere wirtschaftsnahe 
Studien kommen zum Teil aber zu 
anderen Ergebnissen.
Die Verknüpfung von Handels- und 
Arbeitsrechten bzw. die Festlegung 
auf allgemein verbindlichen Sozial- 
standards war auf der Ebene der 
World Trade Organization (WTO) bis-
her nicht möglich gewesen, da sich 
einige WTO-Mitgliedsstaaten dage-
gen gewehrt hatten, obwohl dies  
aufgrund der inhaltlichen und produk-
tionsbedingten Verzahnung nahe läge. 
Daher muss solange angestrebt wer-
den, dass die Handelspartner Verein-
barungen zu Sozialstandards freiwillig 
und aus Verantwortungsbewusstsein 
heraus in bilateralen Handelsabkom-
men verankern. Förderlich hierfür ist, 
dass immer mehr Ökonomen, die frü-
her Sozialstandards ablehnten, heute 
befürchten, dass ohne einen besseren 
Schutz der in die weltweite Arbeits-
teilung einbezogenen Menschen, die 
(angestrebte) liberale Welthandelsord-
nung insgesamt zunehmend in Frage 
gestellt wird.

In der Freiwilligkeit der Verankerun-
gen von Sozialstandards in Handels-
abkommen liegt die Gefahr, dass dies 
eine gewisse Beliebigkeit der Anwen-
dung fördert und die sozialen Rechte 
schnell zum Feigenblatt werden, das 
wenn überhaupt nur das Nötigste be-
deckt. Arbeits- und Sozialrechtsklau-
seln in Handelsabkommen sind aber 
unbedingt erforderlich, weil sie ge-
"-I("$)%-(!C)!"()E-(>#%%)A/()O59"-$%-
kräften gegenüber der viel größeren 
Macht von Unternehmen zu stärken 
und dem Gebot der ökonomischen 
und sozialen Kohärenz Rechnung zu 
tragen – ohne dabei den freien Han-
del willkürlich oder ungerechtfertigt 
zu beschränken.
Wichtig ist die Einsicht, dass Arbeits-
kräfte keine homogene Gruppe sind. 
Insbesondere die Belange von weib-
,-&'"()O59"-$%.5SL$"(C)!-")'S#2I)"-("5)
besonderen Belastung ausgesetzt 
sind, und die von Arbeitskräften mit 
I"5-(I"()T#3,-2.3$-/("(C)!-")3#L)!"()
unteren Ebenen von Produktionsket-
ten arbeiten, müssen in den so ge-
nannten Sozialkapiteln, welche die 
Sozialstandards bündeln, aufgegrif-
fen werden.
Wenn Globalisierung sozial gestaltet 
werden soll, wie Wirtschaftsminister 
Sigmar Gabriel sagt, muss Handel 
mit Arbeitnehmerrechten verbunden 
werden. Die ILO-Kernarbeitsnormen 
werden in internationalem Einklang 
von vielen Staaten sehr hervorge-
hoben und wurden bereits vielfach 
in nationales Recht umgesetzt.  
Daher sollten mindestens sie bei 
TTIP und anderen Abkommen in 
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Antwort der Bundesregierung auf 
eine Große Anfrage will sich diese 
dafür einsetzen. Unter Bezugnahme 
auf die UN-Menschenrechtspakte 
sollten auch die Themen soziale Si-
cherheit und die Rechte auf Arbeit 
und Gesundheit aufgenommen wer-
den. Das Europäische Parlament hat 
sich im Jahr 2010 ausdrücklich für 
die Aufnahme von Menschenrechts-, 
Sozial- und auch Umweltstandards 
in internationale Handelsabkommen 
ausgesprochen. Dies sollte nun auch 
umgesetzt werden. Fraglich ist nur, 
ob und inwieweit die EU-Parlamen-
$35-"5)E-(>#%%)3#L)!-")V"5$53I%I"%$3,-
tung haben bzw. über deren Inhalt 
überhaupt Bescheid wissen.
Die Möglichkeit von Staaten, als letz-
tes Mittel, insbesondere bei Verstö-
ßen gegen die vereinbarten Sozial-
standards, Strafen zu verhängen ist 
wichtig, weil sie geeignet ist, Verhal-
tensänderungen zu erreichen. Nach 
den in General Agreement on Tariffs 
and Trade (GATT) vorgesehenen Aus-
nahmeklauseln dürfte dies auch im 
TTIP-Vertrag bei der Nichteinhaltung 
der ILO-Kernarbeitsnormen möglich 
sein, sofern sie überhaupt Teil des 
Vertrages sind. Ziel sollte aber auch 
die Verbesserung und der Ausbau 
der nationalen Arbeitsgerichtsbarkeit 
und Arbeitsinspektion sein.
Die Inhalte von Sozialkapiteln müs-
sen unbedingt in die handelsbezo-
genen Schiedsgerichtsverfahren 
einbezogen werden, sonst bleiben 
sie unverbindlich. Ein Beispiel, in 
dem dies berücksichtigt wird, ist das 

Handelsabkommen zwischen USA 
und Chile von 2004. Noch besser 
wäre es aber solche intransparen-
ten Verfahren ganz auszuschließen 
und eine ordentliche Gerichtsbarkeit  
anzustreben.
Für das Handelsabkommen TTIP 
wird erwartet, dass es Auswirkungen 
auf die gesamte Weltwirtschaft hat. 
Am Verhandlungstisch sitzen aber 
nur EU und USA. Aus diesem Grund 
sollten die bilateralen Verhandlun-
gen ausgesetzt, die Bemühungen 
um eine verbindliche Verknüpfung 
von Handel und Sozialstandards im 
Rahmen einer Welthandelsordnung 
wieder aufgenommen und die WTO 
dafür gestärkt werden, die Verhand-
lungen weiterzuführen, da hier die 
meisten Staaten am Tisch sitzen und 
alle wenigstens ein formales Mitspra-
cherecht haben.
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Sie wissen, was 
ihre Arbeitgeber-
Innen ger-
ne kochen
und entfernen die
Spuren ihres 
abendlichen Ent-
spannungsbads. 
Sie hatten schon 

die teure Vase und das etwas abge-
tragene Unterhemd in den Händen, 
ihre ArbeitgeberInnen bekommen sie 
jedoch nur selten zu Gesicht. Nach 
einer ersten Absprache und Schlüs-
selübergabe kommen und gehen sie 
'S#2)I)-()-'5"5)O9G"%"('"-$)#(!)'-(1
terlassen nur das Wechselgeld und 
ab und an eine Nachricht auf dem 
Küchentisch. Reinigungskräfte ken-
nen so manche intime Vorliebe und 
Gewohnheit ihrer ArbeitgeberInnen, 
doch diese wissen oft nur wenig über 
ihre Lebenswirklichkeit. Besonders 
prekär ist diese Lebenswirklichkeit 
für die im Reinigungsbereich tätigen, 
meist weiblichen Migrantinnen ohne 
Aufenthaltsstatus. Ihre Situation soll 
nun mit Hilfe von Honneths Theorie 
der Anerkennung in den Sphären 
Recht, Liebe und Leistung genauer 
beleuchtet werden.
Anerkennung in der Sphäre des 
Rechts bedeutet, in Bezug auf Rech-
te den gleichen Status zu haben wie 
alle anderen  Gesellschaftsmitglieder. 
Das Leben illegalisierter Haushalts-

arbeiterInnen in Deutschland ist 
aber stark davon bestimmt, keinen 
Aufenthaltstitel zu haben. Ohne die-
sen haben sie zwar Rechte (z.B. in 
Bezug auf ihre Arbeit), können die-
se aber zumeist nicht durchsetzen, 
weil ihnen im Falle eines Rechtsstrei-
tes die Ausweisung droht. Wie viele 
illegalisierte Reinigungskräfte es in 
Deutschland gibt, weiß niemand; 
aber es handelt sich um mehr als eine 
Randerscheinung. Folgt man dem 
Projekt „Clandestino“, dann leben 
in Deutschland derzeit etwa 140.000 
bis 330.000 Menschen ohne Papiere. 
Für viele von ihnen ist die bezahlte 
Arbeit im Privathaushalt die einzige 
Möglichkeit, den Lebensunterhalt zu 
verdienen.
Anerkennung in der Sphäre der 
Liebe bezieht sich auf gegenseitige 
Zuneigung unter Freunden, die Lie-
be in Partnerschaften und zwischen 
Eltern und Kindern. Illegalisierte 
Putzkräfte sehen ihre eigene Familie, 
die in vielen Fällen im Herkunftsland 
zurückbleibt, oft jahrelang nicht. Da-
bei sind viele ausgewandert, um sich 
und den Ihren ein besseres Leben zu 
ermöglichen. Wegen ihres migrati-
onspolitischen Status wagen sie es 
aber nicht, auszureisen und ihre Fa-
milie zu besuchen, denn die Wieder-
einreise ohne gültige Papiere könnte 
scheitern. Zugleich sind  Illegalisierte 
im Krankheitsfall oder bei einem 

3.2 Die Unsichtbaren

 ISABELL MERKLE
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plötzlichen Verlust der bisherigen 
Bleibe auf die Hilfe von FreundInnen 
bzw. ihrer Community besonders 
angewiesen. Sie berichten von ei-
ner großen Bereitschaft, einander zu 
helfen. Doch die hohe Abhängigkeit 
voneinander ist für die Beziehungen 
auch belastend: Viele haben über 
Jahre keine Privatsphäre, weil sie ihr 
Zimmer mit anderen MigrantInnen 
ohne Papiere teilen.
Die Sphäre der Leistung bezieht sich 
auf gesellschaftliche Wertschätzung, 
die der Einzelne für seine individu-
",,"() WS'-I."-$"() #(!) 9"5#>-&'"()
Leistungen bekommt. Reinigungstä-
tigkeiten im Privathaushalt gehören 
mit zu denjenigen Aufgaben, die das 
geringste Ansehen in unserer Gesell-
schaft haben: Sie gelten als wenig 
anspruchsvoll, als unrein und minder-
wertig. Dementsprechend werden sie 
oft schlecht bezahlt. Vereinbarungen 
über Urlaubsgeld, Lohnfortzahlungen 
im Krankheitsfall oder Kündigungs-
fristen sind selten. Für die MigrantIn-
nen bedeutet das z.B. Lohnausfälle 
in den Sommermonaten, denn für die 
Frist von zwei oder drei Wochen, in 
denen ihre ArbeitgeberInnen im Ur-
laub sind, können sie keine Ersatzar-
9"-$%%$",,")2(!"(J)O#B"5!"0)359"-$"$)
so manche Haushaltsarbeiterin auch 
dann, wenn sie krank ist, denn sie ist 
auf den Lohn angewiesen und hat 
Angst vor Kündigungen.
Darüber hinaus wird vielfach nicht 
gesehen und anerkannt, dass es sich 
bei Reinigungstätigkeiten um kör-
perlich anstrengende Arbeit handelt. 
Wer ab und zu wenige Stunden die 

eigene Wohnung putzt, mag sich da-
bei wenig verausgaben. Illegalisierte, 
die vom Putzen leben und die eigene 
Familie miternähren müssen, haben 
aber enorm hohe Wochenarbeitszei-
ten von bis zu 75 Stunden inklusive 
unbezahlter Fahrzeiten. Sie machen 
einen „Knochenjob“, der auf die Dau-
er nicht ohne gesundheitliche Folgen 
bleiben wird.
Das geringe gesellschaftliche Anse-
hen der bezahlten Arbeit im Privat-
haushalt drückt sich auch in staat-
lichen Politiken aus. Deutschland 
begrenzt die legale Einwanderung 
-() "5%$"5) U-(-") 3#L) '/&'X#3,-24-"5$")
Fachkräfte; potentielle Haushaltsar-
beiterinnen werden nicht dazu ge-
zählt. Dabei arbeiten sie oft jahrelang 
in deutschen Privathaushalten und 
tragen damit erheblich zum Wohler-
gehen ihrer ArbeitgeberInnen bzw. 
gesamtgesellschaftlich gesehen zur 
Wohlfahrt der Bevölkerung bei.
Nach Axel Honneth ist Anerkennung 
in den Sphären Recht, Liebe und 
Leistung entscheidend für die indi-
viduelle Identitätsbildung und damit 
die Selbstverwirklichung des Einzel-
nen. Wie gerecht eine Gesellschaft 
ist, bemisst sich daran, ob sie gute 
Voraussetzungen für wechselseitige 
Anerkennung zwischen allen ihren 
F-$I,-"!"5() %&'3+$J) Y0) W3,,") !"5)
 illegalisierten HaushaltsarbeiterInnen 
wird dieses Ziel einer gerechten Ge-
sellschaft verfehlt: Die MigrantInnen 
sind in den Sphären Recht und Leis-
tung mit weitreichender Missachtung 
konfrontiert. Außerdem haben sie mit 
Einschränkungen zu kämpfen, die es 
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ihnen erschweren, in privaten Bezie-
hungen Fürsorge und Zuneigung zu 
leben und zu erfahren.
Um die Situation von Haushaltsar-
beiterInnen nachhaltig zu verbes-
sern, bedarf es in allererster Linie 
politischer Entscheidungen. Die 
meisten Missachtungserfahrungen 
illegalisierter Reinigungskräfte gehen 
darauf zurück, dass ihnen ein Aufent-
haltstitel verwehrt bleibt. Dieser Aus-
schluss steht im scharfen Gegensatz 
zu ihrem wichtigen Wohlfahrtsbei-
trag und ist eine Ungerechtigkeit, 
die dringend zu beenden ist. Wer 
in Deutschland als Reinigungskraft  
arbeitet, sollte ein Aufenthalts-
recht erhalten, an das grundlegen-
de Rechte z.B. im Bereich der So-
zialversicherungen geknüpft sind. 

Solange aber die Politik sich des 
Themas nicht annimmt, ist das Enga-
gement der Einzelnen ausschlagge-
bend. Als ArbeitgeberInnen können 
sie ihren HaushaltsarbeiterInnen gute 
Konditionen bieten. Grundsätzlich ist 
es für die Reinigungskräfte wichtig, 
!3%%).,35")O9%@53&'"()I"$5/+"()#(!)
eingehalten werden, etwa mit Hin-
blick auf Arbeitszeiten und -aufga-
ben. Außerdem sollten sie bestimmte 
Sicherheiten haben, wie sie auch bei 
der regulären Erwerbsarbeit in Unter-
nehmen gelten. Dazu zählen ein fairer 
Lohn für jede Arbeitsstunde, Kündi-
gungsfristen, bezahlte Urlaubstage, 
sowie Absprachen über Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall.
(publiziert in: Frankfurter Rundschau, 
10. November 2014)



In das kriegeri-
sche Panorama 
zum Jahres-
wechsel 2014/15 
in Syrien, Irak, 
Israel, Afrika und 
in der Ukraine 
platzte die Nach-
richt des Spie-

gel, dass die Bundesregierung ein 
Ausscheiden Griechenlands aus der  
Eurozone gelassen hinnehmen wür-
de, falls Alexis Tsipras nach einem 
Wahlsieg den Sparkurs lockern und 
um einen weiteren Schuldenschnitt 
verhandeln sollte. In Regierungskrei-
sen würden Szenarien erwogen, wie 
Griechenland zur Drachme zurück-
kehren, aber in der EU bleiben könne.
Y()!"5)"#5/@S-%&'"()*+"($,-&'."-$) -%$)
die Botschaft, Berlin werde nicht alles 
mit sich machen lassen, und die Wäh-
ler sollten sich der möglichen Konse-
quenzen ihrer Stimmabgabe bewusst 
sein, als verdeckte, aber hörbare Dro-
hung, als hegemoniale Einmischung 
in die autonome und souveräne Ent-
scheidung des griechischen Volkes 
empfunden worden. Der französische 
Präsident Hollande gab zu verstehen, 
dass die Griechen frei und souverän 
über ihre zukünftige Regierung und 
die Zugehörigkeit zur Eurozone ent-
scheiden müssten. Von außen Druck 
auszuüben, sei unzulässig.

Das politische Gefasel um einen Aus-
tritt Griechenlands aus der  Eurozone, 
gegen den Ökonomen gewichtige 
Einwände erheben, wird damit be-
gründet, dass die monetäre und  
realwirtschaftliche Lage der  Eurozone 
stabiler und widerstandsfähiger sei 
als noch vor einigen Jahren. Ist dies 
eine Beschreibung der Situation oder 
bloß ein Wechsel ihrer Deutung? Ist 
etwa der Konstruktionsfehler der 
Währungsunion beseitigt, die aus-
schließlich auf zwei monetären Säu-
len ruht, dass nämlich die Zentralbank 
das Güterpreisniveau stabilisiert, und 
!3%%)!-")Z+"($,-&'"()[3#%'3,$")4G"-)
Verschuldungsgrenzen einhalten? Ist 
die Spekulation vielleicht bloß von 
den Märkten für die Anleihen südeu-
ropäischer Regierungen auf Devisen- 
#(!) \/'%$/+0S5.$") 3#%I"G-&'"(])
Sind die EU-Staaten auf Dauer von 
der Last befreit, große und  vernetzte 
Banken retten zu müssen? Sollen  
zweistellige Arbeitslosenquoten in 
 Irland und Portugal, solche von 25% in 
Spanien und Griechenland hingenom-
men werden? Sollen die Deutschen 
es zulassen, dass ihre Forderungen 
zu verbrannten Papieren werden, 
wenn die Griechen aus der Eurozone 
austreten? Kommt die deutsche Wirt-
schaft, deren Außenhandel zu zwei 
Dritteln mit der EU abgewickelt wird, 
ohne Blessuren davon, wenn die Gro-

3.3 Deutsche und Griechen 
 – Wer sitzt am längeren Hebel?

 FRIEDHELM HENGSBACH SJ

14



ße Koalition den Mund so voll nimmt?
Y&')A"50#$"C)!3%%)!"5)L5P'"5")Q/(>-.$)
zwischen privater Kapitalmacht und 
staatlicher Hoheit der Mitgliedsländer 
-()"-("()@/,-$-%&'"()̂ /5!1NP!1Q/(>-.$)
der Eurozone mutiert. Merkels markt-
konforme Demokratie, die in ziellosen 
Spardiktaten, Schuldenbremsen und 
Privatisierungen eskaliert, schwebt 
über dem Boden – im Einverständnis 
mit Anteilseignern und nicht irritierten 
_Z5%"(.#5%"(J)N-")L#(.$-/(-"5$)2(3(4-
technisch, aber weder menschlich 
noch gesellschaftlich in jenen Südlän-
dern, die an jungen Menschen, nicht 
an Vermögen reich sind. Klingt es 
überraschend, wenn die SPD-Spitze 
in der Reaktion der Finanzmärkte ei-
nen Beleg dafür sieht, wie wenig die 
Eurozone von den Griechen erpress-
bar ist? Wohl eine Folge dessen, dass 
sie vom bürgerlichen Milieu der Gro-
ßen Koalition kontaminiert ist.
Noch mehr bin ich überrascht, dass 
die moralisch-rechtliche Frage unglei-
cher und ungerechter Verträge sowie 
der Solidarität zwischen leistungsfä-
higen und weniger leistungsfähigen 
Mitgliedsländern der Eurozone eine 
so geringe Rolle spielt. Die Kanzlerin 
behauptet wiederholt, Europa sei kei-
ne Sozialunion. Sie irrt, wenn sie die 
Europäischen Verträge liest, die äl-
ter sind als der Binnenmarkt und die 
Währungsunion. Denn darin ist vom 

wirtschaftlichen, sozialen und territo-
rialen Zusammenhalt die Rede, von 
der Solidarität zwischen den Mitglied-
staaten und vom Engagement gegen 
Ausgrenzung. Vier Strukturfonds die-
nen direkt oder indirekt dem Zweck, 
die regionale Ungleichheit abzufedern 
und rückständige Gebiete an der all-
gemeinen Entwicklung zu beteiligen. 
Wenn es um europäische Solidarität 
geht, sitzt niemand am längeren Hebel.
(publiziert in: Aachener Nachrichten, 
8.01.2015)
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In seinem viel 
d i s k u t i e r t e n 
Buch „Das Ka-
pital im 21. 
Jahrhunder t “ 
warnt Thomas 
Piketty vor ei-
nem starken 
Anstieg der Ein-

kommensungleichheit.
Im Mittelpunkt steht die These, dass 
dieser Anstieg in Westeuropa vor al-
lem auf die wachsende Bedeutung
des Vermögens und dessen höchst 
ungleiche Verteilung zurückzuführen 
ist.
Ein Kernproblem des Kapitalis-
mus sieht Piketty darin, dass in 
langen Phasen, in denen die Kapi-
talakkumulation der Reichen we-
der durch Krieg oder Großkatast-
rophen gestört, noch durch hohe 
Steuern gebremst wird, das Ver-
hältnis des Kapitals (K) zum Volks-
"-(./00"() `ab) c) d) Q) e) af) %$"-I$J)
Das liegt für ihn vor allem daran, 
dass die durchschnittliche Kapital- 
rendite fast immer deutlich größer 
als die Wachstumsrate des Volksein-
kommens ist (r > g). Außerdem wird 
fast das gesamte Kapitaleinkommen 
für den weiteren Vermögensaufbau 
genutzt, so dass die Wachstumsrate 
des Kapitals beinahe die Höhe der 
Kapitalrendite (r) erreicht. Da die Ka-
pitalrendite aber deutlich größer sei 

als die Wachstumsrate des Volks-
einkommens, wächst das Kapital 
schneller als das Volkseinkommen, 
womit zugleich auch das Verhältnis 
des Kapitals zum Volkseinkommen 
`c)d)Qeaf)%$"-I$J
Aber warum ist es problematisch, 
G"(() c) %$"-I$C) 3,%/) !"5) 7"5$) !"%)
Kapitals im Vergleich zum Volksein-
kommen immer größer wird? Wenn 
zugleich die Kapitalrendite – wie 
Piketty behauptet – in etwa stabil 
bleibt, dann wächst in diesem Fall 
der Anteil der Vermögenseinkom-
men am Volkseinkommen. Da in ka-
pitalistischen Volkswirtschaften aber 
die Vermögen wesentlich ungleicher 
verteilt sind als die Einkommen, hat 
die Vermögensverteilung durchweg 
eine ungleichheitsfördernde Wirkung 
auf die Einkommensverteilung. Mit 
!"0)%$"-I"(!"()c)G-5!)!-"%"5)!-+"-
5"(4A"5%$S5."(!")E+".$)(#()I5ZB"5J
Zwischen 1870 und dem Ausbruch 
des Ersten Weltkriegs war das Ver-
hältnis zwischen dem Wert des Kapi-
tals und dem gesamtwirtschaftlichen 
E-(./00"()̀ c)d)Q)e)af)-()7"%$"#5/@3)
sehr hoch, der Wert des Kapitals lag 
hier etwa beim Sechs- bis Sieben-
fachen des Volkseinkommens eines 
g3'5"%J)N/,&'")c17"5$")A/()h)9-%)i)
führt Piketty vor allem darauf zurück, 
dass die Wachstumsraten lange Zeit 
sehr viel geringer waren als die Kapi-
talrendite (zumeist zwischen vier und 

3.4 Piketty-„Crashkurs“

 BERNHARD EMUNDS
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fünf Prozent). Von Steuern weitge-
hend unbehelligt konnten sehr reiche 
Familien ihr Kapital über viele Jahr-
zehnte, nicht selten über Jahrhun-
derte mehren. Vor dem Ersten Welt-
krieg verfügten das oberste Prozent 
der Vermögensverteilung über 50 
bis 60 Prozent des – in Relation zum 
Volkseinkommen – sehr umfangrei-
chen Kapitalstocks, die obersten 
zehn Prozent sogar über 90 Prozent 
dieses Vermögens.
Mit den beiden Weltkriegen waren 
dann massive Vermögensverluste 
verbunden, so dass bis 1950 in den 
G"%$"#5/@S-%&'"() US(!"5() cC) !3%)
Verhältnis des Kapitals zum Volks-
einkommen, auf zwei bis drei sank. 
In vielen dieser Länder nahm vom 
Ausbruch des Ersten Weltkriegs an 
bis in die ersten Jahrzehnte nach 
dem Zweiten Weltkrieg zugleich 
auch die Konzentration der Vermö-
gen ab: Am Ende des Prozesses 
konnte das oberste Prozent „nur“ 
noch ca. 20 Prozent des Vermögens 
auf sich vereinigen und die obersten 
4"'() ?5/4"($) %&'3+$"() "%) jI"53!")
noch“ auf etwa 60 Prozent. Neben 
den kriegsbedingten Verlusten der 
Vermögensbesitzer lag dies vor allem 
daran, dass einige westeuropäische 
Staaten nach dem Zweiten Welt-
krieg nicht nur hohe Steuersätze für 
Spitzeneinkommen hatten, sondern 
zugleich auch nennenswerte vermö-

gensbezogene Steuern erhoben.
Auch weil diese Steuern wieder 
reduziert wurden, hat sich in den 
letzten Jahrzehnten erneut die 
 divergenzfördernde Kraft einer 
über der Wachstumsrate liegenden 
 Kapitalrendite (r > g) durchgesetzt: 
Seit den 1950er Jahren steigt der 
Wert des Kapitals im Verhältnis zum 
V/,.%"-(./00"()G-"!"5C) %/) !3%%) c)
heute in den westeuropäischen Län-
dern Werte zwischen vier und sechs 
erreicht. Zudem nimmt auch die 
Konzentration der Vermögen wie-
der zu, in vielen dieser Länder seit 
etwa 1980; die obersten ein Prozent 
bzw. zehn Prozent konnten ihre An-
teile am Kapital der Volkswirtschaft 
wieder leicht steigern, zuletzt auf 25 
bzw. 65 Prozent.
Allerdings gelang und gelingt es seit 
dem Zweiten Weltkrieg auch Teilen 
der Mittelschicht, in nennenswer-
tem Umfang Vermögen zu bilden. 
So hat sich zwischen den reichsten 
zehn Prozent und der praktisch ver-
mögenslosen Hälfte der Bürgerinnen 
und Bürger eine mittlere Gruppe von 
40 Prozent der Bevölkerung heraus-
gebildet, die über etwa 35 Prozent 
des gesamtwirtschaftlichen Vermö-
gens verfügt. Bezogen auf den ein-
zelnen Haushalt bedeutet dies ein 
Vermögen von einigen Zehntausend 
Euro, was sich im Vergleich zum 
Reichtum der obersten zehn Prozent 
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als sehr bescheidenes Eigentum 
ausnimmt. Weil es mit 40 Prozent der 
Bevölkerung aber vergleichsweise 
viele Haushalte sind, die Vermögen 
bilden konnten bzw. können, hat für 
Piketty diese Entwicklung „das sozi-
ale Gefüge wie die politische Struk-
tur der Gesellschaft zutiefst verwan-
delt und dazu beigetragen [...], die 
Q//5!-(3$"() !"%) V"5$"-,#(I%./(>-.-
tes neu zu bestimmen“ (344).
Piketty warnt mit seinem Buch vor 
allem vor einer Rückkehr zum Erb-
schaftskapitalismus. Diese erwartet 
er für den Fall, dass sich der gesamt-
wirtschaftliche Bedeutungszuwachs 
!"%)Q3@-$3,%) `%$"-I"(!"%)cf)#(!)!"5)
Konzentrationsprozess bei den Ver-
mögen in den nächsten Jahren und 
Jahrzehnten ungebremst fortsetzen. 
Im 19. Jahrhundert und im frühen 20. 
Jahrhundert sei es für gebildete, aber 
von Hause aus nicht begüterte junge 
Leute höchst unrealistisch gewesen, 
%-&')!#5&')9"5#>-&'"()W,"-B)#(!)K"-
schick ansehnlichen Wohlstand zu 
erarbeiten. Nicht wenige hätten des-
halb ihre einzige Chance darin ge-
sehen, in eine jener Familien einzu-
heiraten, die über Generationen ein 
erhebliches Vermögen angesammelt 
hatten und vererbten. Solche erb-
schaftskapitalistischen Bedingun-
gen, unter denen man nur durch Erb-
schaft und  Vermögenseinkommen 
zu beachtlichem Wohlstand und 
Reichtum gelangen kann, sind in den 
Augen Pikettys Gift für „unsere de-
mokratische Moderne“. Schließlich 
sei für diese „der Glaube, Ungleich-
heiten sollten eher auf Arbeit und in-

dividuellem Verdienst beruhen (oder 
4#0-(!"%$) !-") [/+(#(I) 3#L) "-("()
dahingehenden Wandel) konstitutiv“ 
(319). In den Jahrzehnten nach dem 
Zweiten Weltkrieg habe sich auf-
grund des gesamtwirtschaftlichen 
Bedeutungsverlustes des Kapitals 
`3,%/)3#LI5#(!)!"%)%-(."(!"()cf)#(!)
einer Dekonzentration der Vermö-
gen „vielleicht zum ersten Mal in der 
Geschichte“ eine Konstellation ent-
wickelt, in der „Arbeit und Studium 
zum Königsweg nach oben“ (319) 
wurden oder zumindest als solcher 
erschienen. Die faktische Ungleich-
heit der Lebensbedingungen, die 
eigentlich mit der für die Demokra-
tie konstitutiven Gleichheit der Bür-
I"55"&'$")./(>-I-"5$C)G#5!")!3!#5&')
erträglich, dass man sie weithin auf 
U"-%$#(I%!-+"5"(4"() 4#5P&.LP'5$"J)
Genau diese meritokratische Grund-
lage der „demokratischen Moderne“ 
sieht Piketty nun durch den erneuten 
Bedeutungszuwachs des Kapitals 
`%$"-I"(!"%)cf)#(!)!#5&')"-(")G-"!"5)
zunehmende Vermögenskonzentra-
tion bedroht.
Deshalb fordert er die nationalstaat-
,-&'"()\"I-"5#(I"()4#)"-("0)2%.3,-
politischen Umsteuern auf: zu einer 
international koordinierten Erhöhung 
der Steuersätze auf Spitzeneinkom-
men und vor allem zur gemeinsa-
men Einführung einer progressiven 
Vermögenssteuer. Durch ein solches 
steuerliches Abschöpfen würde den 
sehr reichen Vermögensbesitzer die 
Reinvestition ihrer  Vermögenserträge 
erschwert, was sowohl den Anstieg 
A/() c) 3,%) 3#&') !-") k#(3'0") !"5)
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Vermögenskonzentration bremsen 
/!"5)9""(!"()GP5!"b)'/'")"+)".$-A")
Steuersätze könnten sogar zu einem 
%-(."(!"()c)#(!)4#)"-("5)8"./(4"(1
tration der Vermögen führen.
(Aus dem Beitrag „Nell-Breuning und 
Piketty. Zwei vermögenspolitische 
Positionen im Gespräch“ für den 

Sammelband „Den Kapitalismus bän-
digen. Oswald von Nell-Breunings 
Impulse für die Sozialpolitik“. Die hier 
abgedruckten Auszüge beziehen sich 
auf Thomas Piketty: Das Kapital im 
21. Jahrhundert, München 2014.)
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Am Thema 
Geschlechter-
gerecht igke i t 
scheiden sich 
oft die Geis-
ter. Das zeigte 
nicht zuletzt der 
Moderator von 
„hart aber fair“, 

Frank Plasberg, der am 2. März 2015 
die Sendung zum Thema „Gender“ 
0-$)!"5)W53I")"5Z+)("$"C)-(G-"G"-$)"%)
bereits Diskriminierung von Frauen 
sei, dass ein Naturpark als Werbe-
motiv ein solch männliches Motiv wie 
einen röhrenden Hirschen gewählt 
habe. Es sei doch zu überlegen, ob 
geschlechtssensible Werbung nicht 
zugleich auch eine Hirschkuh abbil-
den müsse.
Damit machte Plasberg auf ein inte-
ressantes Phänomen aufmerksam: 
Auch wenn das Thema „Gender“ 
3#%)!"()Z+)"($,-&'"()8-%.#5%"()(-&'$)
mehr wegzudenken ist und von vie-
len Menschen sehr ernst genommen 
wird, ist es doch zugleich auch immer 
wieder Anlass für Spott. Mancher 
bezweifelt, dass es in Deutschland 
noch gravierende Unterschiede zwi-
schen den Geschlechtern gibt. Wür-
de man doch meinen, die Gleichstel-
lung der Frauen in unserem Land sei 
bereits abgeschlossen. Bei näherer 
Betrachtung gibt es jedoch sehr wohl 

noch bestehende Ungleichheiten, die 
sich spürbar auf die Lebensführung 
von Frauen und Männern auswirken 
#(!)4#)Q/(>)-.$"()#(!)^/$,3I"()LP'1
ren können. Im Folgenden soll dies 
mit dem Fokus auf die wirtschaftliche 
Abhängigkeit von Frauen etwas ver-
deutlicht werden.
Viele Paare vertreten den Wunsch 
nach einer partnerschaftlichen Auf-
teilung von Familienarbeit (Betreu-
#(IC)E54-"'#(I)#(!)?>)"I") A/()Q-(1
dern und Verwandten, Versorgung 
des Haushalts) und Erwerbsarbeit. 
Dennoch sind de facto Frauen im-
mer noch seltener berufstätig, sind 
'S#2)I"5)$"-,4"-$1)/!"5)I"5-(ILPI-I)9"1
schäftigt und bleiben nach der Ge-
9#5$)A/()Q-(!"5()A-",)'S#2)I"5)4#'3#1
se als ihre Partner. Paare scheinen 
demnach ihre Arbeitsteilung auf eine 
Art und Weise zu organisieren, die ih-
ren Vorstellungen und Leitbildern gar 
nicht entspricht. Ein Grund dafür ist, 
dass es zwischen Frauen und Män-
ner in Bezug auf ihre Teilhabe an Er-
werbsarbeit und Familienarbeit eine 
strukturelle Chancenungleichheit 
gibt. Für die Berufswahl, die Orga-
nisation von Berufsleben und Fami-
lie, die Karriere, das Einkommen, die 
Beschäftigungsart und -dauer macht 
das Geschlecht (neben anderen 
Unterscheidungsmerkmalen) einen 
spürbaren Unterschied aus.

3.5 Chancenungleichheiten zwischen 
 Frauen und Männern

 PRISCA PATENGE 
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Auf der Ebene der Sozial- und Fami-
lienpolitik versucht man z.T. diesen 
Ungleichheiten entgegenzuwirken. 
Die Verbesserung des Angebots der 
Kinderbetreuung, die Einführung des 
Elterngeldes (2007) und das neue 
Elterngeld Plus (2015) sind drei Bei-
spiele für solche Bemühungen. Bis-
her ist es aber nicht gelungen, die 
verbreitete – vielfältig begründete 
– wirtschaftliche Abhängigkeit der 
Frauen von ihren Partnern nachhaltig 
zu reduzieren. Denn auch wenn z.B. 
der Ausbau der Kinderbetreuung vo-
ranschreitet, stehen noch lange nicht 
I"(#I) >"l-9,") #(!) X#3,-$3$-A) '/&'-
wertige Angebote zur Verfügung (vgl. 
Christina Klenner/Tanja Schmidt, 
:;<:fJ)N-(!) R"!/&')!-")*+(#(I%4"--
ten der Einrichtungen nicht mit einer 
doppelten Vollerwerbstätigkeit ver-
einbar, so entscheiden sich in den 
allermeisten Fällen die Mütter für 
Stellenreduzierungen und Teilzeitbe-
schäftigungen bzw. Minijobs – ob-
wohl sie eigentlich gerne in größerem 
Umfang erwerbstätig wären. Das 
hat auch damit zu tun, dass Män-
ner durchschnittlich mehr verdienen 
(gender-pay-gap), so dass Familien 
verhältnismäßig mehr Einkommen 
„verlieren“, wenn die Männer ihre 
Stellen reduzieren.
Mit der Ausübung von Teilzeitbe-
schäftigungen bzw. Minijobs sind 

jedoch Einkommenseinbußen ver-
bunden und wer langfristig in sol-
chen Beschäftigungsverhältnissen 
arbeitet, riskiert Altersarmut. Mit re-
duzierten Einkommen können Frau-
en außerdem allein weder für ihren 
eigenen Unterhalt, noch für den Un-
terhalt ihrer Kinder aufkommen oder 
für ihr Alter vorsorgen. Sie erarbeiten 
damit lediglich einen „Zuverdienst“ 
zum Einkommen ihrer Partner. Frau-
"()9"2(!"()%-&')!3(()9"4PI,-&')U"-
bensunterhalt und Alterssicherung 
in einer Situation der Abhängigkeit. 
Eine solche indirekte Absicherung 
durch den Partner ist aber auch 
nicht verlässlich – wegen der mög-
lichen Um- oder Einbrüche bei der 
Erwerbstätigkeit des Partners, aber 
auch wegen des generellen Risikos 
"-("5)m5"((#(I)#(!)!"5)'S#2I)@5/9-
lematischen Unterhaltssituation nach 
einer Scheidung.
Das gegenwärtige Unterhaltsrecht 
sieht vor, dass Kinder im Schei-
dungsfall den ersten Rang der Un-
terhaltsberechtigung einnehmen 
(vgl. Lisa Yashodhara Haller, 2009). 
Erst danach folgt der Elternteil, der 
der Kinderbetreuung nachgeht. Er 
ist nur bis zu Vollendung des dritten 
Lebensjahres des jüngsten Kindes 
unterhaltsberechtigt. Kann der Un-
$"5'3,$%A"5@>-&'$"$") I35) (-&'$) /!"5)
(#5) $"-,G"-%") %"-("() V"5@>-&'$#(-
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gen nachkommen, entscheidet die 
Rangfolge der Unterhaltsberechti-
gung darüber, ob und inwieweit die 
Ansprüche überhaupt erfüllt werden. 
Vorrangig wird der Unterhalt der Kin-
der gewährleistet, so dass diejenigen 
Ex-Partner (meist die Frauen), die 
diese Kinder hauptsächlich betreu-
en, gegebenenfalls Sozialleistungen 
beziehen müssen. Sozialleistungen 
sind jedoch an Bemühungen um die 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt 
gebunden, während eine gleichzei-
tige Beschäftigungsintegration und 
Betreuung von Kindern – z.B. auf-
grund der schlechten Versorgung mit 
>)"l-9,"5) Q-(!"59"$5"##(I) 6) 'S#2)I)
schwierig oder gar unmöglich ist. Da-
mit stehen viele Frauen, die vor der 
Trennung von den Einkommen ihrer 

Partner abhängig waren, nach der 
Scheidung vor einem existenzbedro-
henden Dilemma. Sie können weder 
alleine für ihren Unterhalt aufkom-
men, noch werden sie ausreichend 
vom Staat oder Ex-Ehepartner dabei 
unterstützt, obwohl sie mit der Kin-
derbetreuung einen sowohl für den 
Staat als auch für den Ex-Ehepartner 
unverzichtbaren Dienst erfüllen.
Besonders problematisch ist diese 
Abhängigkeit der Frauen von den 
Männern vor dem Hintergrund des 
sich in Europa seit einigen Jahren 
als Leitbild sozial- und arbeitsmarkt-
politischer Maßnahmen etablieren-
den „adult-worker-model“. Nach 
diesem Modell sollen erwerbstätige 
Erwachsene ihren Lebensunterhalt 
auch durch eigene Erwerbstätigkeit 
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bestreiten. Auf dieser Grundlage 
kam es auch zu einer neuen Unter-
'3,$%5"I",#(IC)!-")L3.$-%&')!-")?>)-&'$)
(der Frauen) verschärft, für den ei-
genen Lebensunterhalt und sogar 
den ihrer Kinder aufzukommen. Dem 
gegenüber haben sich die Chancen 
der Frauen, durch eine gleichwertige 
E5G"59%@35$-4-@3$-/() !-"%"5) ?>)-&'$)
und dem vorgegeben Leitbild zu ent-
sprechen, nicht nachhaltig verändert. 
Solange Frauen z.B. im Bereich der 
Erwerbsarbeit weiterhin mit deutlich 
schlechteren Chancen und Bedin-
gungen konfrontiert sind als Männer, 
ist es vielen von ihnen schlicht nicht 
möglich, dem Leitbild zu entspre-
chen. Unabhängig von der Frage, ob 
das adult-worker-model überhaupt 
eine wünschenswerte Zielvorstellung 

ist, ist aus ethischer Sicht zu betonen, 
dass ein solches – mit besonderen 
?>)-&'$"()A"59#(!"("%)6)U"-$9-,!)"5%$)
dann das Unterhaltsrecht bestimmen 
darf, wenn die Bedingungen für seine 
Umsetzung gegeben sind. Es muss 
zuerst für beide Geschlechter glei-
chermaßen selbstverständlich und 
möglich sein, Erwerbsarbeit und Fa-
milienarbeit partnerschaftlich zu tei-
len, sonst führt die Diskrepanz zwi-
schen Leitbild und Realität zu immer 
größeren Ungleichheiten. Bis dahin 
mag das Thema „Gender“ zwar so 
manchen einmal zum Schmunzeln 
bringen – doch bleiben ernste Prob-
leme der Geschlechtergerechtigkeit. 
Vor allem für alleinerziehende Mütter 
ist die gegenwärtige Situation alles 
andere als witzig.



4  Tagungen und

 Kooperationen 

4.1 Frankfurter Finanzethisches Forum

Im Frankfurter Finanzethischen 
 Forum diskutieren Praktiker der 
Finanzwirtschaft und Theoretiker ver-
schiedener Fächer und Schulen. Es 
wird organisiert von der Katholischen 
Akademie Rabanus Maurus (Dr. 
Georg Horntrich), der Frankfurt 
School of Finance & Management 
(Prof. Dr. Erich Barthel) und dem Nell-
Breuning-Institut (Bernhard Emunds). 
_"-) "-("5) Z+)"($,-&'"() V"53(%$3,$#(I)
am 10. April 2014 in den Räumen 
der Frankfurt School of Finance & 
Management wurde über das Buch 
„Machtwirtschaft – nein Danke! 
Für eine Wirtschaft, die uns allen 
dient“ von Dr. Gerhard Schick MdB, 
Finanzpolitischer Sprecher der Grünen

Bundestagsfraktion, diskutiert. Mit 
Schick debattierten, Prof. Dr.  Martin 
Hellwig, Direktor des Bonner Max-
Planck-Institut zur Erforschung 
von Gemeinschaftsgütern, und 
Joachim Nagel, Vorstandsmitglied 
der Deutschen Bundesbank. Die 
internen Diskussionsrunden waren 
der Rolle der EZB in der Eurokrise (3. 
 Februar, Referent: Prof. Dr. Adalbert 
 Winkler), den Möglichkeiten einer auf 
John Rawls´ Gerechtigkeitstheorie 
basierenden Finanzethik (3. April, 
Referent: Dr. Sven Grzebeta) und 
den ethischen Problemen des High 
Frequency Trading (3. Dezember, 
Referent: Martin Haferkorn) gewidmet.

In der Europäischen Akademie der 
Arbeit in der Universität Frankfurt/
Main absolvieren junge Personal- 
und Betriebsräte ein einjähriges 
transdisziplinäres Vollzeitstudium. 
Getragen wird die Akademie vom 
Deutschen Gewerkschaftsbund

und vom Bundesland Hessen. 
Für das NBI beteiligten sich Bern-
hard Emunds, Thomas Wagner 
#(!) )N$"+)3(-") 73',) 0-$) F/!#,"()
zur Wirtschaftsethik an der Lehre 
im 78. (2013/14) und 79. Jahrgang 
(2014/15).

4.2 Europäische Akademie der Arbeit
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4.3 Jahrestagung des 
 Ausschusses 
 Wirtschaftswissen- 
 schaften und Ethik

Vom 27. Februar bis 1. März 2014 
war das Nell-Breuning-Institut Gast-
geber für die Jahrestagung des 
Ausschusses „Wirtschaftswissen-
schaften und Ethik“ des Vereins 
für Socialpolitik. Der bereits 1873 
gegründete Verein ist die wichtigs-
te Assoziation deutschsprachiger 
Wirtschaftswissenschaftler/-innen. 
Der Ausschuss, den derzeit Prof. 
Dr. Ingo Pies von der Martin-Luther-
Universität Halle-Wittenberg leitet, 
$5-+$) %-&') %"-$) <non) RS'5,-&') 4#) "-("5)
Tagung und Mitgliederversamm-
lung. Neben unternehmensethischen 
 Fragen ging es in Sankt Georgen 
u.a. um „Business Metaphysics“ 
(Prof. Dr. Michael Schramm) und um 
das Zusammenspiel verschiedener  
Ebenen von Verantwortlichkeit (Prof. 
Dr. Thomas Beschorner und Prof. 
Dr. Martin Kolmar). Zwei Vorträge  
bezogen sich auf den genius loci 
und behandelten das Subsidiaritäts- 
prinzip (Prof. Dr. Reinhard Neck) und 
die frühneuzeitliche Wirtschaftsethik 
der Jesuiten (Prof. Dr. Rudolf Schüßler).

E-() /!"5) 4G"-) F3,) -0) g3'5) )$5"+"()
sich die MitarbeiterInnen des Nell-
Breuning-Instituts mit Aufbau- 
studierenden der Hochschule Sankt 
Georgen und anderen Interessen-
ten, um sich gemeinsam einen 
Überblick über neuere Forschungen 
in einem ausgewählten Themen- 
9"5"-&') 4#) A"5%&'3+"(J)_"-) !-"%"()
Kolloquien stellen sich die Teilneh-
merInnen jeweils wechselseitig 
einschlägige Bücher und wissen-
schaftliche Artikel vor. Am 17. 
März 2014 ging es um theologisch 
@5/2,-"5$") _"-$5SI") 4#5) G-5$%&'3L$-
sethischen Debatte. Nachdem die  
Positionen der „Klassiker“ Arthur 
Rich und Eilert Herms referiert 
G/5!"() G35"(C) G#5!"() V"5Z+"($,--
chungen von Andreas Grabenstein, 
Wilhelm Guggenberger, Edeltraud 
Koller und Michael Schramm zur 
Diskussion gestellt.

4.4 Kolloquium zur 
 theologischen  
 Wirtschaftsethik
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Der 13. Workshop 
Ethik (19. bis 21. 
März 2014, Martin-
Niemöller-Haus in 
Schmitten-Arnolds- 
hain) war der Frage 
gewidmet: „Was ist 
das Gute und wel-
chen Ort hat es in der Ethik?“. Bei 
der Tagungsreihe „Workshop Ethik“ 
handelt es sich um ein Diskussi-
onsforum zu ethischen Grundlagen- 
fragen, das sich primär an Nach-
wuchswissenschaftlerInnen aus 
 Philosophie und Theologie wendet 
und von den beiden kirchlichen Aka-
demien im Rhein-Main-Gebiet, der 
Abteilung für Sozialethik der Univer-
sität Mainz (Prof. Dr. Gerhard  Kruip), 
dem Internationalen Zentrum für 
Ethik in den Wissenschaften (IZEW, 
Tübingen) und vom Nell-Breuning-
Institut organisiert wird. Im Jahr 2014 
hielt Prof. Dr. Peter Stemmer aus 
Konstanz ein Einstiegsreferat zum 
Thema „Das Gute in der Ethik“. In 
 einem Abendvortrag referierte Prof. 
Dr. Ludwig Siep aus Münster zum 
Thema „Was ist das umfassende 
Gute für die philosophische Ethik 
heute?“. Dr. Roland Kipke vom IZEW 
gab den Impuls zum Beginn der  
Abschlussdebatte. In den anderen 
Vorträgen und Diskussionen ging 
"%)#J3J) #0)!-")_"I5-+") jF"(%&'"(1 
würde“, „Reue“ und „Verdienst“, um 
die Tugendethik und um das Konzept 
des Gemeinwohls.

4.5 Workshop Ethik
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Auf einem gemeinsamen Studien-
tag des Nell-Breuning-Instituts 
und des Instituts für Weltkirche 
und  Mission (IWM) setzten sich 
am 8. April 2014 etwa 120 Teil-
nehmerInnen mit der viel disku-
tierten Forderung von Papst Fran-
ziskus nach einer „Armen  Kirche 
für die Armen“ auseinander. 
Themen der Vorträge war das 
Armutsverständnis des Papstes 
(Francisco de Aquino Júnior), die 
Frage nach der Bedeutung des 

päpstlichen Aufrufs für die  Kirche 
in Deutschland, eine wohlhabe-
nde Kirche in einer   wohlhabenden 
Gesellschaft (Bernhard Emunds) 
und konkrete Impulse für die
Lebenspraxis der Kirche (Sr. Agnes
Lanfermann). Den Abschluss mach-
te eine gemeinsame Podiumsdis-
kussion der Vortragenden, die 
gleichzeitig auch eine Möglichkeit 
4#5) \">)"l-/() !"5) E5I"9(-%%") !"%)
Studientages bot.

4.6 Studientag: Arme Kirche für die Armen
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In Vorbereitung auf den 125. Geburtstag von Oswald von Nell-Breuning am 8. 
März 2015 fand bereits am 10./11. April 2014 ein Expertenworkshop statt, bei 
dem ca. 30 interessierte WissenschaftlerInnen verschiedener Disziplinen die 
sozialpolitischen Impulse Nell-Breunings in zweierlei Hinsicht untersuchten: 
als Beiträge zu den Debatten seiner Zeit und als Impulse für heutige politi-
sche Diskussionen. Auf der Tagung wurde über die folgenden Themenfelder 
 debattiert: Wirtschaftsordnung/Kapitalismuskritik, Unternehmensverfassung, 
Arbeit und gerechter Lohn, Tarifvertragssystem, Vermögensbildung, Drei-
Generationen-Solidarität und Theorie der Sozialpolitik. Die ReferentInnen 
waren Prof. Dr. Bernhard Emunds, Prof. Dr. Karl Gabriel, Prof. Dr. Hermann 
Josef Große Kracht, Jonas Hagedorn, Prof. Dr. Friedhelm Hengsbach SJ, Prof. 
Dr. Hans Günter Hockerts, Prof. Dr. Franz-Xaver Kaufmann, Prof. Dr. Christiane
 Kuller, Dr. Arnd Küppers, Prof. Dr. Matthias Möhring-Hesse, Prof. Dr. Ilona 
Ostner, Prof. Dr. Wolfgang Schroeder Prof., Prof. Dr. Dietmar Süß, PD Dr. 
Winfried Süß, Prof. Dr. Traugott Jähnichen, Prof. Dr. Berthold Vogel.
Das Ergebnis der Tagung wird in einem Sammelband im Schöningh-Verlag do-
kumentiert, den Bernhard Emunds und Hans Günther Hockerts herausgeben 
und der in der ersten Jahreshälfte 2015 erscheint: „Den Kapitalismus bändigen – 
Oswald von Nell-Breunings Impulse für die Sozialpolitik“ (ISBN 978-3-506-78117-8).

4.7 Expertenworkshop zu den sozialpolitischen
 Impulsen Oswald von Nell-Breunings
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„Soziale Ungleichheiten – Heraus-
forderungen für die Umweltpolitik“, 
unter dieser Überschrift stand am 
27./28. Juni 2014 die dritte inter-
disziplinäre Fachtagung der Reihe 
„Die Wirtschaft der Gesellschaft“,
 die das Nell-Breuning-Institut 
gemeinsam mit der Forschungs-
stätte der Evangelischen Studien-
gemeinschaft Heidelberg (FEST) 
veranstaltet.

Noch in den 1980er Jahren war in deutschsprachigen Debatten die Annahme 
weit verbreitet, Arme und Wohlhabende seien gleichermaßen von Umweltrisi-
."()9"$5/+)"(J)83%)4"-I$)4J_J)M,5-&')_"&.%)9".3(($"%)8-.$#0pj^/$) -%$)'-"5351
&'-%&'C)N0/I)-%$)!"0/.53$-%&'qJ)F-$$,"5G"-,")2)(!"$)!-")W53I")!"5)I"%",,%&'3L$1
lichen Verteilung von Umweltbelastungen europaweit immer mehr Beachtung: 
Wer verursacht in welchem Ausmaß die Schäden und wer hat am meisten 
unter ihnen zu leiden? Darüber hinaus ist aber auch von Bedeutung, wer den 
besten Zugang zu weitgehend intakter, ästhetisch ansprechender Natur hat. 
Mit diesen Fragen setzten sich die ca. 40 TeilnehmerInnen der Tagung in den 
Räumen der Hochschule Sankt Georgen auseinander – angeregt durch zehn 
Vorträge. So referierten z.B. Prof´in Dr. Gabriele Bolte zur Verteilung gesund-
heitlicher Beeinträchtigungen und Prof. Dr. Peter Hennicke zu den „Kosten 
einer konsequenten Energiewende“. Prof. Dr. Anton Leist und Prof. Dr. Michael 
\"!"5)%$",,$"()./($5/A"5%")?/%-$-/("()4#0)_"I5-+))jM0G",$I"5"&'$-I."-$q)4#5)
8-%.#%%-/(J) _"-) "-("5) Z+)"($,-&'"() O9"(!A"53(%$3,$#(I) !-%.#$-"5$"() ?5/LJ) 85J)
Ulrich Brand, Prof. Dr. Hans Diefenbacher und Prof. Dr. Rudolf Schüßler über 
Energiearmut.

4.8 Tagung zum Thema „Umweltgerechtigkeit“

29



Das NBI veranstaltete am 1./2. Okto-
ber 2014 in den Räumen der Hoch-
schule Sankt Georgen das Zweite 
Finanzethische Kolloquium. Teilneh-
merinnen und Teilnehmer aus der 
philosophischen und theologischen 
Ethik sowie aus der Ökonomie dis-
.#$-"5$"()P9"5)("#"5")2(3(4"$'-%&'")
F/(/I532"(J) _"-) !"0) Q/,,/X#-#0)
wurden auch Referate gehalten, in 
denen die Bücher teilnehmender 

Wissenschaftler gewürdigt und kri-
tisch beleuchtet wurden. Diskutiert 
wurde u.a. über folgende Bücher: 
„Ethik der Finanzmarktrisiken am 
Beispiel des Finanzderivatehandels“ 
von Simone Heinemann, „Ethik und  
Ästhetik der Börse“ von Sven Grze-
beta, „Politische Wirtschaftsethik 
globaler Finanzmärkte“ von Bernhard 
Emunds und „Ethics and Finance – 
An Introduction“ von John Hendry.

Ende 2012 hat das Nell-Breuning-
Institut ein von der Hans-Böckler-
N$-L$#(I) 2(3(4-"5$"%) "0@-5-%&'"%)
Forschungsprojekt über mittel- 
"#5/@S-%&'")?>"I".5SL$"C)!-")-()!"#$-
schen Privathaushalten als Live-Ins 
arbeiten, abgeschlossen (Endbericht 
von Uwe Schacher und Bernhard 
Emunds in der „grauen Reihe“ des  
Instituts: „Frankfurter  Arbeitspapiere 
zur gesellschaftsethischen und  
sozialwissenschaftlichen Forschung 
61“). In Nachbereitung dieses Projekts 
und in Vorbereitung einer Buchpubli- 
kation zum gleichen Thema haben die 
Hans-Böckler-Stiftung und das Nell-
Breuning-Institut 20 für dieses Thema 
ausgewiesene ExpertInnen gezielt 
zu einem Austausch über Wege zur  
Verbesserung der Arbeits- und  
U"9"(%9"!-(I#(I"()!-"%"5)?>"I"-
kräfte für den 17. Juni 2014 in die 

Hochschule Sankt Georgen eingela-
den. Die TeilnehmerInnen diskutierten 
die Beiträge von Dr. Almut  Bachinger 
über die Bemühungen um eine  
Verrechtlichung vergleichbarer Arbeits- 
verhältnisse in Österreich und von  
Annette Angermann über die belgi-
schen und französischen Erfahrungen 
mit Dienstleistungsschecks. Kontro- 
verse Positionen zu der Frage, ob 
die irregulären Arbeitsstellen der mit-
teleuropäischen Live-Ins in Deutsch-
,3(!) -() %/4-3,A"5%-&'"5#(I%@>-&'$-I")
Beschäftigung umgewandelt  werden 
sollten, kamen von Dr. Norbert  Cyrus 
#(!) 85J) F35I5"$) N$"+"(J) O0) E(!")
der Tagung standen drei kurze Im-
pulse zu konkreten Verbesserungs-
perspektiven „unterhalb“ der rechtli-
chen Ebene (Esther Peylo, Dr. Sylwia 
Timm und Uwe Schacher) und eine 
Abschlussdiskussion.

4.9 Finanzethisches Kolloquium

,-./(((012&34566&67&829#$(:;(<"=&(56>?@&7&A39B4&6
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5   Forschungsprojekte

Unter „Aktivem Aktionärstum“ oder 
„Shareholder Engagement“ versteht 
03()!-")3.$-A")E-(>)#%%(3'0"))@5-A3$"5)
oder institutioneller Anteilseigner 
auf die Politik eines Unternehmens. 
839"-) .Z(("() %/G/',) 2)(3(4-",,")
als auch ethische Zwecke verfolgt 
werden. Im Auftrag der Deutschen 
Bischofskonferenz untersuchen 
Prisca Patenge ( Projektmitarbeiterin) 
und Bernhard Emunds (Projekt-
leitung), welche Erfahrungen religiös 
oder ethisch motivierte Institutionen 
in Deutschland, Großbritannien und 
den USA bisher mit Shareholder 
Engagement als Form ethikbezoge-
nen Investments machen konnten. 
Welche Kosten verursachen solche 
?5/4"%%")!"5)E-(>)#%%(3'0"])Y(G-"1
weit kann durch Shareholder Enga-
gement überhaupt auf Unterneh-
men eingewirkt werden? Als Beispiel 
dienen die „Church Investors Group“ 
(GB), das „Interfaith Center For 
Corporate Responsibility“ (USA) und 
der UnionInvestment Fonds (DE).

5.2 Aktives Aktionärstum
 beim ethikbezogenen
 Investment

Putzen, kochen, den kranken  Vater 
@>)"I"(C) !-") Q-(!"5) A"5%/5I"(p) Y()
westlichen Industrieländern schaf-
fen es viele Erwerbstätige kaum, 
die vielfältigen Aufgaben im Haus-
halt neben ihrer Berufstätigkeit zu 
bewältigen. Wenn sie es sich leis-
ten können, geben viele von ihnen 
einen Teil dieser Sorgearbeit gegen 
)_"43',#(I) 39) 6) 'S#2)I) 3() F-I53(1
tinnen zu sehr schlechten Konditi-
onen. In der Studie „Wen kümmert 
die Sorgearbeit? Gerechte Arbeits-
plätze in Privathaushalten“ plädiert 
die Sachverständigengruppe Welt-
wirtschaft und Sozialethik der Deut-
schen Bischofskonferenz für eine 
höhere gesellschaftliche Wertschät-
zung von Sorgearbeit, die sich u.a. 
in einer besseren Förderung von 
Erwerbstätigen mit umfangreichen 
N/5I"1V"5@>)-&'$#(I"() 4"-I"() %/,,$"C)
und für eine Umwandlung der derzeit
'S#2)I) -55"I#,S5"() O59"-$%@,S$4")
in staatlich geförderte sozialver-
%-&'"5#(I%@>)-&'$-I")_"%&'SL$-I#(I%1
verhältnisse (nach dem Vorbild der 
belgischen Dienstleistungsschecks). 
Die vom Nell-Breuning-Institut 
betreute Studie (Projektbearbeitung: 
Isabell Merkle) der Sachverständi-
gengruppe erscheint in der ersten 
Jahreshälfte 2015.

5.1  Domestic Workers
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Der Umgang der Kirche mit ihrem 
Vermögen stand in den letzten 
 Jahren immer wieder im Mittelpunkt 
Z+"($,-&'"5) 8-%.#%%-/("(J) 8-")
 Kirche, die mit dem Anspruch auf-
tritt, als ethische Instanz den Men-
schen auch bei wirtschaftlichen 
Fragen ins Gewissen reden zu  
können, steht unter verschärfter 
Beobachtung: Wie ethisch verhält 
sie sich, wenn es um ihre eigenen 
Finanzen und ihren Besitz geht? 
Dabei hat die Katholische Kirche 
mit Blick auf das eigene wirtschaft-
liche Verhalten einige ethische  
Ansprüche selbst formuliert – nicht 
nur in ihrer Sozialverkündigung, 
sondern z.B. auch im Codex Iuris 
Canonici, der kirchliche Vermö-
I"(%A"5G3,$"5) #J3J) -() !-") ?>-&'$)
nimmt, ihr Amt „mit der Sorgfalt  
eines guten Hausvaters zu erfüllen“ 
(c. 1284 §1).
Über die Aachener Grundvermö-
gen-Kapitalanlagegesellschaft mbH  
investieren u.a. Diözesen und 
_-%&'Z>-&'")N$P',")-()K"G"59"-00/-
bilien. Vor dem Hintergrund der aktu-
ellen Diskussionen hat die Aachener 
Grundvermögen beim Nell-Breuning 
Institut und bei der Professur für Mo-
raltheologie an der Katholisch-Theo-
logischen Fakultät der Johannes 

Gutenberg-Universität Mainz (Prof. 
Dr. Stephan Goertz) ein Gutachten in 
Auftrag gegeben, in dem allgemeine 
moralische Kriterien und christlich-
ethische Leitlinien für das Immobili-
eninvestment entwickelt und begrün-
det werden sollen. Da die Aachener  
Grundvermögen vorwiegend in 
Gewerbeimmobilien in deutschen 
 Innenstädten investiert, stehen dabei 
die Besonderheiten dieser Vermö-
gensanlage im Vordergrund.
Die beiden Forschungseinrichtungen 
werden in diesem auf drei Jahre ange-
legten, am 1. Dezember 2014 begonne-
nen Verbundprojekt moraltheologische  
und sozialethischen Aspekte des Invest-
ments in Gewerbeimmobilien herausar-
beiten. Die Projektmitarbeiterin im NBI 
ist Prisca Patenge. Zu den Aufgaben 
gehören eine kohärente Interpretation 
der einschlägigen kirchlichen Stellung-
nahmen, die Erarbeitung einer theologi-
%&'"()N-&'$)%/G/',)!"5)Q-5&'"(2(3(4"()
als auch des Wirtschaftens kirchlicher 
Akteure in modernen Gesellschaften 
und die Begründung von Kriterien, die 
auf moralischen Normen mit univer- 
salem Geltungsanspruch, auf breit  
akzeptierten Vorstellungen von einer 
guten Gesellschaft (z.B. einer lebens-
werten Stadt) oder auf dem kirchlichen 
Selbstverständnis beruhen.

5.3 Ethische Aspekte der kirchlichen 
 Vermögensanlage in Gewerbeimmobilien
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6   Publikationen

6.1 Neue Bücher

Politische Wirtschaftsethik

globaler Finanzmärkte 

Bernhard Emunds

Das Buch enthält erstens Beiträge 
zur wirtschaftsethischen Grund-
lagendiskussion. Dazu gehören eine 
systematische Darstellung des am 
Nell-Breuning-Institut entwickelten 
Ansatzes „Politische Wirtschaft-
sethik“ (Kapitel 3) sowie eine Rezep-
tion der politisch-philosophischen 
Debatten über globale Gerechtig-
keit unter der Fragestellung, was 
diese zu einer ethischen Orientie-
rung der politischen Gestaltung von 
 internationalen Märkten beitragen 
können (Kapitel 5). Hinzu kommt eine 
systematische Auswertung der wirt-
schaftsethischen Impulse der Sozi-
alverkündigung auf der katholisch-
universalkirchlichen Ebene (Kapitel 1).
8-") F/(/I532)") "($'S,$) zweitens 
eine – auch für Nicht-Ökonomen – 
verständliche Einführung in die Institu-
tionen des nationalen Finanzsystems 
(Kapitel 2) und der internationalen 
Finanzwirtschaft (Kapitel 4). Auf der 
Grundlage der wirtschaftsethischen 
Argumentation und der Institutionen-
Skizze werden schließlich drittens 

2)(3(4"$'-%&'") Q5-$"5-"() I"9-,!"$)
(Abschnitte 3.5 und 5.4) und auf zwei 
3.$#",,") 2)(3(4035.$@/,-$-%&'") ["51
ausforderungen bezogen:  auf die nach 
der globalen Finanzkrise notwendige 
neue Architektur der internationa-
len Finanzmärkte (Kapitel 6) und auf 
einen zweiten schwelenden Krisen-
herd der Finanzwirtschaft, das 
„Boom and bust“ der Finanzströme in 
Schwellen- und Transformationslän-
der (Kapitel 7).
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Teilen, nicht töten!

Friedhelm Hengsbach SJ

Hat Papst Franziskus Recht, wenn 
er behauptet, dass die jetzige 
Wirtschaftsordnung ganze Bevöl-
kerungsgruppen ausgrenzt, soziale 
Ungerechtigkeiten erzeugt und Ge-
walt hervorbringt? Diese Frage wird 
man eindeutig mit „Ja“ beantwor-
ten. Also gilt, was einige namhafte 
Wirtschaftsexperten längst entdeckt 
 haben: Reichtum, den viele erzeu-
gen, darf nicht von wenigen ange-
eignet werden. Eine ausgewogene 
V"5$"-,#(I) !"%) I"%&'3+)"("() \"-&'1
tums dient dem gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und dem Frieden. 
Und es kann nicht Staatsziel Num-
mer Eins sein, alle Nationen kon-
kurrenzfähig und alle Menschen 
beschäftigungsfähig zu machen. 
Friedhelm Hengsbach, Deutschlands 
führender Sozialethiker, fordert eine 
Verteilung, die die bisherige Regel 
der  vorrangigen Kapitalverzinsung 
korrigiert: Natur, Arbeit, Geld und ge-
sellschaftliche Vorleistungen tragen 
gemeinsam zu einer Wertschöpfung 
bei und müssen gleichberechtigt 
„entlohnt“ werden.



Bernhard Emunds

Die Finanzwirtschaft als Rent-See-
king-Ökonomie, in: Vierteljahrshef-
te zur Wirtschaftsforschung 82/4 
(2013), 15-30.

Demokratische Politik im Schlepptau 
einer verselbständigten Finanzwirt-
schaft, in: Detlef Horster und Franzis-
ka Martensen (Hg.): Verbotene Lie-
be? Zum Verhältnis von Wirtschaft 
und Politik (Hannah-Arendt-Lectures 
und Hannah-Arendt-Tage 2013), 
Weilerswist: Velbrück 2014, 53-70. 

Fehlstart. Zur Ökumenischen Sozial- 
initiative und ihrem Impulstext, in: 
Stimmen der Zeit 232 (2014), 335-345.

Ein Europa der Solidarität statt des 
gnadenlosen Wettbewerbs. Christ-
lich-sozialethische Anmerkungen zu 
aktuellen Herausforderungen des Eu-
ropäischen Sozialmodells, in Amos- 
International 2/2014, 3-9.

Gemeinsam mit Prisca Patenge:  
Sichere Arbeit – ethischer Maßstab 
der kirchlichen Sozialverkündigung  
(Frankfurter Arbeitspapiere zur  
gesellschaftsethischen und sozi-
alwissenschaftlichen Forschung), 
Frankfurt am Main 2014.

C-D( )&"4&3&(E&3F+&64'"#$;67&6(
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Prisca Patenge

Gemeinsam mit Bernhard Emunds: 
Sichere Arbeit – ethischer Maßstab 
der kirchlichen Sozialverkündigung 
(Frankfurter Arbeitspapiere zur ge-
sellschaftsethischen und sozialwis-
senschaftlichen Forschung), Frank-
furt am Main 2014.

Isabell Merkle

„Die Unsichtbaren“ – zur Situation mi-
grantischer Haushaltsarbeiter-Innen 
in Deutschland, in: express 12/2014

„Mehr Liebe für Haushaltshilfen“ - 
Recht und Respekt stärken den Sta-
tus, in: Frankfurter Rundschau, 10. 
November 2014, 70. Jahrgang, Nr, 
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Friedhelm Hengsbach SJ

Armut in einem beispiellos reichen 
Land, in: mitgehen 8 (2014), 3-5.

Der Papst irrt – der Papst hat recht. 
„Evangelii gaudium“ in der Sicht von 
Ökonomen, in: Herder Korrespon-
denz 68 (2014), 119-124.

Aus Trümmern auferstanden? Die 
Regierung kooperiert wieder mit den 
Gewerkschaften, in: Aachener Nach-
richten 17.5.14, 2.

Wo verlaufen eigentlich die Frontlini-
!"#$%#&'($)*+",$*-#.!(#/'0"1, in: Aa-
chener Nachrichten 30.10.14, 2.

Der Mindestlohn ersetzt keine Tarif-
verträge, in: Aachener Nachrichten 
22.7.14, 2.

„Diese Wirtschaft tötet“ (Papst Fran-
ziskus)? – Aber doch nicht unsere 
Soziale Marktwirtschaft!, in: Aache-
ner Nachrichten 26.2.14, 2.

Fragen eines Zugereisten, der nicht 
aufhört, sich zu wundern, in: Kron-
berg, Julia / Stadt Ludwigshafen 
(Hg.) LU, Heidelberg: Verlag das 
Wunderhorn 2014, 84-90.

Ein globales Finanzregime unter 
dem Anspruch der Gerechtigkeit, in: 
Stosch, Klaus von (Hg.): Wirtschaft-
sethik interreligiös, Paderborn : Fer-
dinand Schöningh 2014, 31-57.

Gerechte Wohnungspolitik richtet 
sich nach dem Bedarf, in: Neue Cari-
tas 7/2014, 9-12.

Ein soziales Europa in weiter Ferne? 
in: Kompass. Monatszeitschrift der 
Südtiroler Werktätigen 5-6 / 2014, 4.

Mindestlohn und Lohnuntergrenzen 
ersetzen keine Tarifverträge, in: ZMV 
Die Mitarbeitervertretung, Sonder-
heft Tagung 2014, 42-49.

Wir brauchen Zeitrebellen. Interview 
mit Jutta Karnick, in: Brigitte Woman, 
Spezial 3: Stress? Ohne mich. Was 
Frauen im Alltag stark macht, Ham-
burg 2014, 96-99.

„Ich zeite“, „wir zeiten“ - Das Rätsel 
der Zeit, in: praxiswissen psycho-
sozial 3/2014, 42-45.

El Papa se equivoca - El papa tiene 
razón, in: selecciones de teología 
(53) 2014, 253-260.
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7   Das NBI in den Medien

!" #$%&'()%'(*&"+*,*-"./&"

 die Koalition“

Bernhard Emunds über 
das Sozialwort der 
Kirchen, in: 
Frankfurter Rundschau, 
28. Februar 2014

!" #012",*3*%-24"

" 5'()*'(2",*36'(27

Friedhelm Hengsbach SJ
über das Sozialwort der 
Kirchen, in: 
Deutschlandradio Kultur, 28. 
Februar 2014

!" #8&312"6)5"9*&615.:&;*&1-,

" <13"96-;*)-7

 Interview mit Bernhard Emunds 
 anlässlich des Studientages 2014 
 „Eine arme Kirche für die Armen“, in: 
 IWM.tv (Institut für Weltkirche und Mission)

!" #=-;5>1&2"%3"

" =1&:>6?6()@63>.7

Friedhelm Hengsbach SJ 
über die Europawahl, in: 
NDR Kultur - Redezeit, 
21. Mai 2014

!" #A1-,*"B/22*&7

Friedhelm Hengsbach SJ 
über Arbeit und Familie, 
in: NDR Info, 
05. Oktober 2014 
(ab Minute 22)

!" #C%*"DE&5*";6&."1-5*&*"

" C*3:@&62%*"-%'(2",*.F(&;*-G7

 Beitrag von Alexander Armbruster u.a.
 zu dem Buch „Politische Wirtschaftsethik"
 globaler Finanzmärkte“ von Bernhard 
 Emunds, in:
 Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
 28. November 2014

!" #H:)%2%@"?%&;"./&";%*"

" I*&3E,*-5J*5%2<*&",*36'(27

 Interview mit Bernhard Emunds, in: 
 unterwegs, 28.Dezember 2014 (26/2014)
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8  Wer mehr wissen will…

Mehr über die Aktivitäten der einzelnen Mitarbeiter des Instituts im Jahr 2014 
erfahren Sie in unserem Rechenschaftsbericht 2014, der die vorliegende 
Broschüre ergänzt. Er gibt u.a. eine Übersicht über alle Vorträge der Mitarbei-
ter und ihre Lehrtätigkeit an der Hochschule Sankt Georgen und an anderen 
r5$"(J) 8"() \"&'"(%&'3L$%9"5-&'$) 2)(!"() N-") -0) Y($"5("$p) sankt-georgen.de/
nbi/publikationen/ jahresberichte/

Über unsere aktuellen Aktivitäten 
`("#") V"5Z+)"($,-&'#(I"(C) /(,-("1
Kommentare, bevorstehende Veran-
staltungen…) informieren wir in un-
serem Email-Newsletter, den wir zwei 
bis drei mal im Jahr versenden. Den 
Newsletter können Sie per Email an 
newsletter@nell-breuning-institut.de 
bestellen.
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www.sankt-georgen.de/nbi

Auch über unsere Homepage – und ihre Übersicht zu aktuellen Meldungen – 
kann man über die wirtschafts- und gesellschaftsethischen Forschungen und 
Veranstaltungen des NBI immer auf dem Laufenden bleiben:
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